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Sozialgericht Bundessozialgericht
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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 11.10.1995

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 19.10.2000

3. Instanz

Datum 18.12.2001

Auf die Revision des KlÃ¤gers werden das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 19. Oktober 2000, das Urteil des Sozialgerichts Detmold vom 11.
Oktober 1995 und der Bescheid der Beklagten vom 25. August 1993 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 21. August 1995 geÃ¤ndert. Die Beklagte wird
verurteilt, an den KlÃ¤ger 1.374,60 DM zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Revision des
KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte der
auÃ�ergerichtlichen Kosten des gesamten Rechtsstreits zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten um die Erstattung von Vorverfahrenskosten.

Der KlÃ¤ger ist Rechtsanwalt und bei der beklagten Krankenkasse freiwillig
versichert. Einen Bescheid, mit dem die Beklagte im Jahre 1989 ihre BeitrÃ¤ge
erhÃ¶hte, focht der KlÃ¤ger an. Sein Widerspruch blieb erfolglos. Das Sozialgericht
(SG) gab der Klage statt (SG Detmold S 17 (10) KR 160/89). Die Beklagte nahm die
Berufung (Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen L 16 KR 34/92) im Jahr
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1993 zurÃ¼ck und erstattete dem KlÃ¤ger Ã¼berzahlte BeitrÃ¤ge sowie
Verfahrenskosten.

WÃ¤hrend des damaligen Widerspruchs-, Klage- und Berufungsverfahrens richtete
die Beklagte 29 weitere Schreiben an den KlÃ¤ger, die dieser jeweils mit dem
Widerspruch anfocht. Diese Schreiben betrafen folgende Sachverhalte:

1. Zwei Schreiben vom 28. Februar 1990 und 19. Dezember 1991 waren Beitrags-
einstufungen fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1990 bis 31. Dezember 1990 bzw 1.
Januar 1992 bis 31. Dezember 1992.

2. Zwei Schreiben betrafen eine letzte Aufforderung vor Beendigung der
Mitgliedschaft (Schreiben vom 1. September 1989) und die Feststellung der
Beendigung der Mitgliedschaft zum 15. September 1989 wegen eines
BeitragsrÃ¼ckstandes (Schreiben vom 28. September 1989). SpÃ¤ter hob die
Beklagte den Auschluss auf, weil die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge bezahlt seien
(Schreiben vom 13. November 1989).

3. 25 weitere Schreiben, die zwischen dem 20. Juni 1989 und dem 17. Februar 1993
ergingen, waren jeweils als "Beitragsbescheid" bezeichnet. In ihnen wurden die
geschuldeten BeitrÃ¤ge, die gezahlten BeitrÃ¤ge und die rÃ¼ckstÃ¤ndigen
BeitrÃ¤ge angegeben. Wegen des BeitragsrÃ¼ckstands wurde die Vollstreckung
angedroht. Die Schreiben enthielten jeweils eine Rechtsmittelbelehrung, wonach
der Widerspruch zulÃ¤ssig war.

Der KlÃ¤ger stellte unter dem 16. August 1993 der Beklagten unter Angabe seiner
WidersprÃ¼che gegen die 29 Schreiben insgesamt 2.277,20 DM GebÃ¼hren nach
Â§ 11 der BundesrechtsanwaltsgebÃ¼hrenordnung (BRAGO) zuzÃ¼glich 15 vH
Auslagenpauschale nach Â§ 26 BRAGO in Rechnung. Die Beklagte lehnte die
Erstattung der Kosten ab (Bescheid vom 25. August 1993 und
Widerspruchsbescheid vom 21. August 1995). Das SG hat die Klage abgewiesen
(Urteil vom 11. Oktober 1995). Das LSG hat die Berufung zunÃ¤chst als unzulÃ¤ssig
verworfen. Nach Aufhebung dieser Entscheidung und ZurÃ¼ckverweisung durch
das Bundessozialgericht (BSG) hat es in der Sache entschieden und die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 19. Oktober 2000). Der KlÃ¤ger habe keinen
Anspruch auf Kostenerstattung. Die Bescheide vom 28. Februar 1990 und 19.
Dezember 1991 (oben 1.) seien Gegenstand des von 1990 bis 1993 anhÃ¤ngigen
Klage- und Berufungsverfahrens gewesen. Die Kosten fÃ¼r die Anfechtung dieser
Bescheide seien mit der Kostenerstattung fÃ¼r jenes Verfahren abgegolten. Der
Widerspruch gegen das Schreiben vom 1. September 1989 (oben 2.) sei nicht
statthaft gewesen. Mit diesem Schreiben habe die Beklagte nur den gesetzlich
notwendigen Hinweis auf die Folgen einer unterbliebenen Beitragszahlung gegeben.
Der Widerspruch gegen das Schreiben vom 28. September 1989 Ã¼ber das Ende
der Mitgliedschaft (oben 2.) sei nicht iS von Â§ 63 Abs 1 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch â�� Verwaltungsverfahren (SGB X) erfolgreich gewesen. Die
Feststellung des Endes der Mitgliedschaft sei aufgehoben worden, weil der KlÃ¤ger
seine BeitrÃ¤ge gezahlt habe. Die WidersprÃ¼che gegen die restlichen 25
"Beitragsbescheide" (oben 3.) seien ebenfalls nicht iS des Â§ 63 Abs 1 Satz 1 SGB X
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erfolgreich gewesen. Die "Beitragsbescheide" der Beklagten hÃ¤tten keine neue
Regelung der BeitragshÃ¶he enthalten, sondern lediglich Soll und Haben saldiert
und damit klargestellt, wegen welcher BetrÃ¤ge sie die Vollstreckung anzuordnen
beabsichtige. Handele es sich bei den Beitragsbescheiden um Verwaltungsakte, so
habe der Widerspruch keinen Erfolg gehabt. Erfolg als Ursache des Widerspruchs
kÃ¶nne nur angenommen werden, wenn die Kasse die MÃ¶glichkeit der
Vollstreckung preisgegeben hÃ¤tte oder ihrer verlustig gegangen wÃ¤re.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des KlÃ¤gers. Er rÃ¼gt die Verletzung
von Â§ 63 SGB X. Die WidersprÃ¼che seien erfolgreich gewesen. Es sei ohne
Bedeutung, ob der Bescheid rechtmÃ¤Ã�ig oder unrechtmÃ¤Ã�ig ergangen sei, ob
ein Kausalzusammenhang zwischen dem Widerspruch und der Aufhebung
bestanden habe und aus welchen GrÃ¼nden Widerspruch eingelegt worden sei. Es
mÃ¼sse auch hier der Grundsatz gelten, dass der Verlierer die Kosten trage. Jeder
belastende Verwaltungsakt kÃ¶nne mit dem Widerspruch angegriffen werden. Es
sei unerheblich, ob sich Bescheide teilweise Ã¼berdeckt hÃ¤tten oder welche
Auswirkungen das frÃ¼here Gerichtsverfahren gehabt habe. Dieses habe sich nur
mit den BeitrÃ¤gen fÃ¼r Januar und Februar 1989 befasst. Die Beklagte habe das
ebenso gesehen; anderenfalls hÃ¤tte sie nicht jeden folgenden Bescheid mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung versehen. Die WidersprÃ¼che hÃ¤tten sich immer gegen
die BeitragshÃ¶he gerichtet. AussetzungsantrÃ¤ge seien jeweils zusÃ¤tzlich zu den
WidersprÃ¼chen gestellt worden. Durch die WidersprÃ¼che seien in jedem
einzelnen Fall erstattungsfÃ¤hige Kosten entstanden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des LSG vom 19. Oktober 2000 und das Urteil des SG vom 11. Oktober
1995 aufzuheben sowie die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 25.
August 1993 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21. August 1995 zu
verurteilen, ihm 2.277,20 DM nebst 12,25 vH Zinsen vom 31. August 1993 bis zum
30. Dezember 1994 und 4 vH Zinsen seit dem 31. Dezember 1994 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist teilweise unbegrÃ¼ndet (unter 1. und 2.), teilweise
begrÃ¼ndet (unter 3.).

1. Zu Recht hat das LSG die Berufung gegen das klageabweisende Urteil des SG
zurÃ¼ckgewiesen, soweit die Beklagte die Erstattung von Vorverfahrenskosten
fÃ¼r die WidersprÃ¼che gegen die im Tatbestand unter 1. genannten Bescheide
vom 28. Februar 1990 (Widerspruch vom 16. MÃ¤rz 1990) und 19. Dezember 1991
(Widerspruch vom 23. Dezember 1991) abgelehnt hat. Diese Bescheide sind nach
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den Feststellungen des LSG nach Â§ 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
Gegenstand des frÃ¼heren Rechtsstreits vor dem SG und des anschlieÃ�enden
Berufungsverfahrens vor dem LSG gewesen. Die Ansicht des KlÃ¤gers, in jenem
Rechtsstreit sei allein der Bescheid vom 23. MÃ¤rz 1989 angefochten gewesen, ist
unzutreffend. Im Widerspruchsbescheid, der Ã¼ber den Widerspruch gegen den
Bescheid vom 23. MÃ¤rz 1989 befand, hatte die Beklagte auch Ã¼ber den Bescheid
vom 26. Januar 1989 entschieden, mit dem die BeitragshÃ¶he ab 1. Januar 1989
festgesetzt worden war. Die Annahme des LSG, dass im Rechtsstreit auch dieser
Bescheid angefochten gewesen sei, ist rechtlich nicht zu beanstanden. Das Gleiche
gilt fÃ¼r die Entscheidung des LSG, dass dann die weiteren
Beitragsgrundbescheide, also auch die Bescheide vom 28. Februar 1990 und 19.
Dezember 1991 Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden seien. Sind diese
Bescheide aber bereits Gegenstand des frÃ¼heren Gerichtsverfahrens gewesen, so
ist Ã¼ber die Kosten der WidersprÃ¼che gegen diese Bescheide in der
Kostenentscheidung fÃ¼r jenes Verfahren mitentschieden worden. Eine gesonderte
Erstattung der Kosten nach Â§ 63 SGB X kommt nicht in Betracht, auch soweit der
KlÃ¤ger durch die Rechtsbehelfsbelehrung zur Einlegung von WidersprÃ¼chen
veranlasst worden sein sollte.

2. Kosten fÃ¼r die Anfechtung der Mitteilung vom 1. September 1989 (Tatbestand
unter 2.) Ã¼ber die bevorstehende Beendigung der Mitgliedschaft (Widerspruch
vom 13. September 1989) sind nicht zu erstatten. Diese Mitteilung war mit dem
Widerspruch nicht anfechtbar, wie das LSG zu Recht entschieden hat. Kosten fÃ¼r
die Anfechtung der Feststellung Ã¼ber die zum 15. September 1989 beendete
Mitgliedschaft des KlÃ¤gers (Schreiben vom 28. September 1989, Widerspruch vom
7. Oktober 1989, Tatbestand unter 2.) sind nicht zu erstatten, weil der Widerspruch
nicht iS des Â§ 63 Abs 1 Satz 1 SGB X erfolgreich war. Der Bescheid ist nicht wegen
des Widerspruchs, sondern unabhÃ¤ngig davon wegen der Beitragszahlung durch
den KlÃ¤ger aufgehoben worden. Nach der Rechtsprechung des BSG sind Kosten
des Vorverfahrens nur zu erstatten, wenn der Widerspruch ursÃ¤chlich fÃ¼r die
Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsaktes ist (SozR 3-1300 Â§ 63 Nr 3).
Darauf hat der Senat schon in der zurÃ¼ckverweisenden Entscheidung hingewiesen
und daran hÃ¤lt er fest. Die Revision macht insoweit ohne Erfolg geltend,
erfolgreich sei ein Widerspruch schon dann, wenn der zugrundeliegende Bescheid
aufgehoben werde, ohne dass es auf eine mÃ¶gliche KausalitÃ¤t zwischen
Widerspruch und Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsaktes ankomme. Die
Regelung des Â§ 91 Abs 1 Satz 1 ZPO, auf die sich die Revision beruft, gilt fÃ¼r die
Kostenentscheidung im sozialrechtlichen Verwaltungsverfahren nicht.

3. Erfolgreich ist die Revision, soweit mit ihr die Erstattung von Vorverfahrenskosten
fÃ¼r die im Tatbestand unter 3. genannten WidersprÃ¼che geltend gemacht wird.
Das LSG hat zwar zu Recht angenommen, dass auch hinsichtlich dieser Bescheide
die WidersprÃ¼che nicht erfolgreich iS des Â§ 63 Abs 1 Satz 1 SGB X waren. Es hat
aber andererseits die GrÃ¼nde genannt, die es gleichwohl rechtfertigen, der
Beklagten die Kosten dieser Widerspruchsverfahren aufzuerlegen. Die Beklagte hat
durch die Bezeichnung dieser Schreiben jeweils als Beitragsbescheid den Eindruck
erweckt, es werde jeweils der Beitrag fÃ¼r den betreffenden Monat neu festgesetzt.
Ein Hinweis auf den eingeschrÃ¤nkten Regelungsgehalt â�� lediglich Abrechnung
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der bereits gezahlten BeitrÃ¤ge â�� der Schreiben fehlte. Mit der
Rechtsmittelbelehrung hat die Beklagte den Eindruck erweckt, die Bescheide seien
mit dem Widerspruch anzufechten, und zwar auch hinsichtlich der HÃ¶he der
festgesetzten BeitrÃ¤ge. Die Beklagte hat auch wÃ¤hrend des gesamten frÃ¼heren
Rechtsstreits nicht darauf hingewiesen, dass die mit den Abrechnungsbescheiden
geforderten BeitrÃ¤ge in den Schreiben nicht neu festgesetzt wurden, obwohl dies
jedenfalls nach Einlegen der WidersprÃ¼che nahe gelegen hÃ¤tte. Das LSG hat
demnach zu Recht angenommen, die Einlegung der WidersprÃ¼che sei durch das
Verhalten der Beklagten verursacht worden.

Der Senat folgt dem LSG nicht darin, dass der KlÃ¤ger gleichwohl keine
Kostenerstattung verlangen kÃ¶nne, weil die Hinzuziehung eines BevollmÃ¤chtigten
nicht notwendig gewesen sei und der KlÃ¤ger als Rechtsanwalt dann auch in
eigener Sache keine Kosten verlangen kÃ¶nne. Der Rechtsanwalt, der sich wie hier
der KlÃ¤ger im Vorverfahren selbst vertritt, hat Anspruch auf die Kostenerstattung
nach Â§ 63 SGB X, wenn die Voraussetzungen fÃ¼r die Kostenerstattung wegen
Hinzuziehung eines Rechtsanwalts Ã¼berhaupt vorliegen. Das
Bundesverwaltungsgericht hat dies fÃ¼r die entsprechende Vorschrift in Â§ 80 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes bereits entschieden (BVerwGE 61, 100). Davon ist
auch der Senat in seiner zurÃ¼ckverweisenden Entscheidung ausgegangen. Bei der
gegenteiligen Rechtsansicht â�� grundsÃ¤tzlich kein Kostenerstattungsanspruch
des sich selbst vertretenden Rechtsanwalts â�� wÃ¤re der Rechtsstreit schon
damals entscheidungsreif im Sinne einer ZurÃ¼ckweisung der Revision gewesen.
Vertritt ein Rechtsanwalt sich selbst, so bleiben fÃ¼r die Entscheidung, ob die
Hinzuziehung eines BevollmÃ¤chtigten notwendig war, seine besonderen
Rechtskenntnisse unberÃ¼cksichtigt. MaÃ�gebend ist, ob ein vernÃ¼nftiger
BÃ¼rger ohne spezielle Rechtskenntnisse einen BevollmÃ¤chtigten hinzugezogen
hÃ¤tte. Dieses trifft fÃ¼r die WidersprÃ¼che gegen die 25 als Beitragsbescheide
bezeichneten Schreiben zu.

Der KlÃ¤ger hat zutreffend die Kosten des Vorverfahrens fÃ¼r jeden einzelnen
Widerspruch gesondert geltend gemacht. Unzutreffend ist jedoch, dass er die
GebÃ¼hren nach dem Gegenstandswert (Â§ 11 BRAGO) berechnet hat. FÃ¼r das
Vorverfahren sind im sozialgerichtlichen Verfahren die GebÃ¼hren nach Â§ 116
BRAGO zu bemessen, wobei ein GebÃ¼hrenrahmen von 2/3 der in Â§ 116
genannten BetrÃ¤ge zu Grunde zu legen ist (vgl BSG SozR 1300 Â§ 63 Nr 2). Der
Senat konnte gleichwohl in der Sache entscheiden, denn die Beklagte ist durch die
Berechnung des KlÃ¤gers nicht beschwert. Die RahmengebÃ¼hr nach Â§ 116 Abs 1
Nr 1 BRAGO betrug bis zum 31. August 1990 50 DM bis 590 DM, seit dem 1.
September 1990 80 DM bis 1.060 DM (Â§ 116 Abs 1 Nr 1 BRAGO idF durch das
Gesetz zur Ã�nderung der GebÃ¼hrenordnung fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte vom 20.
August 1990). Die untere Grenze des geminderten GebÃ¼hrenrahmens betrug bis
zum 31. August 1990 33,33 DM, seit dem 1. September 1990 53,33 DM. Die vom
KlÃ¤ger geltend gemachten Kosten von 40 DM (15 x), 55 DM (7 x) und 70 DM (3 x)
liegen immer an der unteren Grenze des geminderten GebÃ¼hrenrahmens und
unterschreiten diesen sogar fÃ¼r die Zeit ab der ErhÃ¶hung September 1990
teilweise. Unter BerÃ¼cksichtigung der zusÃ¤tzlich nach Â§ 26 BRAGO geltend
gemachten Kosten betrÃ¤gt die Forderung des KlÃ¤gers fÃ¼r die im Tatbestand
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unter 3. genannten Bescheide 1.374,60 DM.

Der vom KlÃ¤ger geltend gemachte Zinsanspruch ist nicht begrÃ¼ndet. Der
Erstattungsanspruch fÃ¼r die Kosten des Vorverfahrens ist nicht zu verzinsen (BSG
SozR 1300 Â§ 63 Nr 9 und Urteil vom 24. Juli 1986 â�� 7 RAr 86/84 â�� USK 86
242). Diesen Entscheidungen schlieÃ�t sich der Senat nach eigener PrÃ¼fung an.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. Da der KlÃ¤ger in etwa zur HÃ¤lfte
obsiegt hat, erschien es angemessen, ihm die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen
Kosten zuzusprechen.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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